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Die Wahl im bevölkerungsreichsten
Bundesland hat vor allem eines ge-

zeigt: Jeder Wahlsieg ist im Wesentlichen
von lediglich zwei Faktoren abhängig, einer
klar erkennbaren inhaltlichen Position und
einem überzeugenden Kandidaten, der sie
verkörpert. Das war der Grund, warum es
Hannelore Kraft gelang, sich gegenüber
dem viel zu zögerlichen und wenig kon-
turierten Norbert Röttgen in dieser Deut-
lichkeit durchzusetzen.

Doch die Schlacht ist geschlagen und
die Karawane zieht weiter.Nun richten sich
alle Augen auf die Wahlen im nächsten Jahr
und speziell auf die des Bundestages am
22. September 2013. Mit Blick darauf aber
kann von einer entscheidenden Trendum-
kehr in Richtung SPD nicht die Rede sein.
Ja, mehr noch: Verglichen mit der Lage in
NRW ist jene im Bund noch immer eine
geradezu spiegelverkehrte.

Auch wenn die Kanzlerin nach der Nie-
derlage Röttgens kurzzeitig angeschlagen
wirkte, konnte die SPD auf Bundesebene
daraus keinen dauerhaften Nutzen ziehen,
im Gegenteil: Die Schwäche der Opposi-
tionsführung droht zur neuerlichen Stärke
Angela Merkels zu werden.

Nach wie vor herrscht im Lande keine
Wechselstimmung und die Kanzlerin sitzt
– ungeachtet der fatalen Lage der schwarz-
gelben Koalition – weiter fest im Sattel.
Selbst die brutalstmögliche Beseitigung
Norbert Röttgens dürfte der »eisernen La-
dy« auf mittlere Sicht mehr genutzt als ge-
schadet haben.

Schon bei Machiavelli lässt sich lernen,
dass politische Grausamkeiten schnell und
auf einen Schlag ausgeführt werden müs-
sen, damit der Machthaber nicht ständig
auf sie zurückgreifen muss. Natürlich wäre
bei einem Verbleib Röttgens im politisch
zentralen Amt des Umweltministers dieser
zu einer dauerhaften Belastung der Koali-
tion geworden,zur Freude der Opposition.
Mit dem grundsoliden, ihr treu ergebe-
nen Peter Altmaier hat Merkel nun für die
schnellstmögliche Beruhigung der Lage
gesorgt. Mit durchschlagendem Erfolg:
Längst haben sich ihre eigenen Sympa-
thiewerte wieder stabilisiert. Von Merkel
lernen heißt also, bis auf Weiteres, siegen
lernen.

Angesichts dieser wenig hoffnungs-
vollen Ausgangslage richten sich nun alle
Erwartungen der SPD auf die erste Wahl
des kommenden Jahres, die am 20. Januar
in Niedersachsen stattfindet. Schon ein-
mal, nämlich 1998, gab Niedersachsen den
Ausschlag für den Ausgang im Bund. Da-
mals legte der triumphale Wahlsieg des
Amtsinhabers Gerhard Schröder, der sei-
ner Partei die absolute Mehrheit bescherte,
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den Grundstein für dessen späteren Sieg
bei der Bundestagswahl.

Doch dieses Mal ist die Lage eine völlig
andere. Mit 42,5 % der Stimmen bei der
Wahl 2008 ist die CDU gegenwärtig deut-
lich stärkste Kraft vor der SPD mit nur
30,3 %, deren bislang schlechtestem Er-
gebnis. (Mit jeweils knapp 8 % sind FDP
und Grüne fast gleich stark, die Linkspar-
tei liegt mit 7,1% knapp dahinter.) 

Auch wenn das damalige Ergebnis
nicht zuletzt dem etwas blassen Kandida-
ten Wolfgang Jüttner geschuldet war und
die SPD gegenüber der Union inzwischen
an Boden gut gemacht hat: Die Aussich-
ten für die Wahl im Januar sind keinesfalls
rosig.

Mit David McAllister verfügt die Union
über einen beliebten Spitzenkandidaten,
der als nach wie vor unverbrauchter Mi-
nisterpräsident zudem über den uneinge-
schränkten Amtsbonus verfügt. Sämtliche
Pannen seiner Amtszeit – vom Kentern
des mit dem gesamten Kabinett besetzten
Drachenbootes bis zur millionenteuren
Verzögerung des Jade-Weser-Ports – perl-
ten am smarten Regierungschef weitge-
hend ab. Stattdessen konnte er sich von den
Extravaganzen seines Vorgängers Chris-
tian Wulff durch unverblümte Distanzie-
rungen (»Ich mache lieber Urlaub an der
Nordsee«) erstaunlich gut abgrenzen und
dadurch als der typisch erdverwachsene
Niedersachse inszenieren.

Für die SPD kommt erschwerend hin-
zu, dass sich die Wähler angesichts der ge-
ringen Unterschiede speziell zwischen den
beiden Volksparteien zunehmend auf die
Personen konzentrieren. Die Sympathie-
werte von McAllister liegen aber deutlich
vor denen seines Herausforderers, des am-
tierenden Bürgermeisters von Hannover
StephanWeil. Dieser ist zweifellos ein Mann,
dem »man ein Sparbuch anvertrauen kann«,
wie Die Welt konstatierte, aber alles andere
als ein Charismatiker oder mitreißender
Redner. Mit seiner hochsoliden und grund-
ehrlichen, aber auch weniger spannenden

Persönlichkeit ist er das exakte Gegenteil
des Macht- und Instinktpolitikers Gerhard
Schröder. Und während dieser 1998 längst
bundesweit bekannt war, kennt man Weil
nicht einmal in ganz Niedersachsen, jen-
seits der Region Hannover.

Die SPD ginge also ein hohes Risiko
ein, wenn sie jetzt diese Wahl zur Testwahl,
ja zur Vorentscheidung für den Bund hoch-
spielen würde.Von einer eigenen Mehrheit
sind SPD und Grüne jedenfalls noch im-
mer entfernt – zumal im nächsten Jahr auch
die große Unbekannte in den Landtag ein-
ziehen dürfte, nämlich die Piratenpartei.
Diese droht auch in Niedersachsen – wie
zuvor schon im Saarland und in Schles-
wig-Holstein, aber auch 2013 im Bund –
den Weg zu Rot-Grün zu versperren.

Die Parteiführung in Berlin wäre daher
gut beraten, sich unabhängig vom Wahl-
ausgang in Niedersachen für die Bundes-
tagswahlen zu rüsten. Denn auch hier wer-
den die aktuellen Schwächen immer deut-
licher, in personeller wie politisch-inhalt-
licher Hinsicht.

Die Troika, einst angelegt, um die un-
terschiedlichen Stärken der drei Kanzler-
kandidaten herauszustellen, bewirkt mehr
und mehr exakt das Gegenteil: Mit jedem
gemeinsamen Auftritt des Trios – wie etwa
nach dem Wahlsieg von François Hollande
in Paris – kommen die jeweiligen Defizite
der drei Kandidaten gegenüber der solitä-
ren und in ihrer Partei völlig unangefoch-
tenen Kanzlerin immer mehr zum Vor-
schein.

Der Parteivorsitzende Sigmar Gabriel
verfügt zweifellos über die größte Fähig-
keit zur Zuspitzung und Polarisierung,
um die Partei mitreißen zu können, aber
über schwächere Zustimmungswerte in
der Bevölkerung. Ex-Finanzminister Peer
Steinbrück ist der erklärte Liebling der
Feuilletons, löst aber in der Partei nicht die
große Begeisterung aus, da er nach wie vor
zu stark mit der Schröderschen Agenda-
politik verhaftet ist. Und der Fraktionsvor-
sitzende Frank-Walter Steinmeier, durch-
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aus geachtet aufgrund seiner Verlässlich-
keit, ruft immer noch die Niederlage von
2009 ins Gedächtnis. Ein überzeugendes
personelles Angebot der SPD auf Bundes-
ebene steht also noch aus. Auch der Blick
nach Frankreich hilft hier nicht weiter,
sondern verschärft die Krise noch: Angela
Merkel ist nicht Nicolas Sarkozy, sondern
eher dessen Gegenteil. Als stärkste Poli-
tikerin Europas und Garantin der deut-
schen Sparguthaben entspricht sie ober-
flächlich dem Vorbild der »schwäbischen
Hausfrau« und verfügt auch nach sieben
Jahren an der Regierungsspitze über im-
mense Zustimmung.

Land ohne Wechselstimmung

Von einer Sehnsucht nach Veränderung
ist bisher jedenfalls nichts zu verspüren.
Die Chance der SPD, diese zu erzeugen,
kann mangels zwingender personeller Al-
ternative daher nur in einer umso klareren
inhaltlichen Positionierung liegen. Dafür
muss die Partei endlich ihr Profil für die
Bundestagswahl schärfen. Bis heute ist die
Partei jedoch von dem »klaren politischen
Gegenmodell, um Merkel zu stellen«, wel-
ches Sigmar Gabriel fordert, deutlich ent-
fernt. Stattdessen gelingt es der Kanzlerin,
sich geschickt jene Themen anzueignen,
mit denen die SPD punkten wollte, vom
Mindestlohn bis zur Finanztransaktions-
steuer, und zwar deshalb, weil die SPD-Spit-
ze bis heute die Auseinandersetzung auf
den entscheidenden Politikfeldern scheut.
Das belegen auch jene sechs Bereiche, auf
denen die Partei mit Blick auf den Wahl-
kampf in den Dialog mit den Bürgern tre-
ten will: Familienpolitik, Bildung, Arbeit,
Verbraucherschutz, soziale Gerechtigkeit
und Demokratie.Wirtschaft und Europa –
die beiden zentralen sogenannten »har-
ten« Felder – sind dezidiert nicht dabei.

Die Ursache dafür liegt auf der Hand:
Die SPD hat Angst, in die Nationalismus-
Falle zu tappen. Die deutsche Bevölkerung

hat tief verinnerlicht,dass ihre wirtschaftli-
che Prosperität vor allem auf Sparen ba-
siert. Darauf beruht die Zustimmung für
die europäische »Austeritätskommissarin«
Angela Merkel. Ganz auf deren Linie jam-
merte Die Zeit vor den Wahlen in Frank-
reich und Griechenland auf ihrer Titelseite:
»Die ganze Welt will unser Geld«. Springers
Welt ging gleich noch einen Schritt weiter
und zog gegenüber der Sozialdemokratie
präventiv die Daumenschrauben an: »Hol-
lande-Ruck der SPD grenzt an Vaterlands-
verrat«. Die Botschaft ist eindeutig: Wer
den nicht nur unter Demokratiegesichts-
punkten hoch bedenklichen Fiskalpakt
auch nur in Frage stellt,wird als vaterlands-
loser Geselle abgestempelt.

Das Dilemma der SPD

Das Dilemma der SPD im Wahljahr 2013
besteht somit darin, dass sie sich einerseits
davor hüten muss, in die Falle dieses Ver-
ratsvorwurfs zu tappen, dass sie aber an-
dererseits ohne eine stärkere Profilierung
gegenüber der Kanzlerin chancenlos ist.

Immerhin hat der Parteivorsitzende
seine Ziele inzwischen klar benannt, nicht
nur auf dem letzten Parteitag, sondern
unlängst auch in einem bemerkenswerten
Interview mit dem Magazin Cicero (ohne
dass diese Inhalte in der Bevölkerung al-
lerdings bisher hinreichend angekommen
wären): »Wir müssen Steuern erhöhen«, so
Gabriel, »um die Investitionen in Bildung
bezahlen zu können. Und wir werden das
so tun, dass das diejenigen machen, denen
es besonders gut geht.« Die Probleme seien
»nur mit einer faireren Lastenverteilung in
dieser Gesellschaft« zu bewältigen,»die wir
verloren haben – auch durch die SPD in
Regierungsverantwortung, jawohl. Die Sen-
kung des Spitzensteuersatzes von 53 % bei
Kohl auf 42 % bei Schröder war ein Fehler,
den wir revidieren müssen.«

Deutlicher könnte die Absage an die
alte Agenda-Linie und die Ankündigung
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einer neuen Wirtschaftspolitik durch stär-
kere Umverteilung von oben nach un-
ten (»sozialer Patriotismus« laut Gabriel)
nicht ausfallen.

Gleiches gilt für Gabriels Positionie-
rung in der Europa-Frage. Er hält es »für
unausweichlich, dass Deutschland künftig
stärker in die Währungsunion investiert.
Und zwar einen Teil dessen, was wir aus
der europäischen Währungsunion gewin-
nen – seit es sie gibt, sind es eine Billion
Euro.« Tatsächlich liegt hier der eigent-
liche Knackpunkt der Debatte: dass es oh-
ne ein Ende der großen wirtschaftlichen
Ungleichgewichte im Euro-Raum kein
stabiles Europa geben wird. Deshalb muss
Deutschland erstens bereit sein, einen Teil
seiner Überschüsse wieder in Europa zu
investieren, und zweitens endlich Löhne
durchsetzen, die den Produktivitätsfort-
schritten entsprechen, um damit den Mit-
bewerbern in Europa eine echte Chance zu
geben. Gabriel weiß, dass dies unweiger-
lich zu Lasten der deutschen Exporterfolge
gehen wird, aber auch zu Gunsten der

deutschen Erwerbstätigen. Dabei spielt
eine taugliche Finanztransaktionssteuer,
die die erzielten Gewinne von den Finanz-
märkten in die produktive Wirtschaft zu-
rückführt, eine entscheidende Rolle.

Letztlich verbirgt sich dahinter ein völ-
lig anderes Konzept von Europa als das der
Kanzlerin. Gegen den Nationalegoismus
der Merkelschen Spar- und Unterbietungs-
politik, die inzwischen halb Europa gegen
Deutschland aufgebracht hat, muss die
Sozialdemokratie diese Alternative eines
anderen, solidarischen Europa-Modells
setzen. Gewiss, aufgrund der ganz über-
wiegenden Abwehr in der öffentlichen und
veröffentlichen Meinung wird dies alles
andere als ein Spaziergang sein. Doch
noch hat die SPD ein gutes Jahr Zeit, um
sich an dieser Stelle klar zu positionieren.
Denn fest steht bisher nur eines: Noch ei-
nen Wahlkampf ohne erkennbare Inhalte
kann sich die Partei nur dann leisten,wenn
sie sich erneut nur um die Rolle des Se-
kundanten in der nächsten Großen Koali-
tion bewerben will. ■
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